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jfondestagswahl am 2. Dezember 

Eine Schicksalswahl 
für Deutschland 

Bläßlich der Vorstellung des Wahlprogramms 
J?a des Wahlkampfkonzepts der CDU erklärte 
VeHeralsekrptär VnlltPr Riihp im Knnrad- »eralsekretär Volker Rühe im Konrad- 
^enauer-Haus: 
n der nächsten Legislaturperiode ist es die große 

! u'gabe der deutschen Politik, die durch den Sozia- 
^ttUis verursachten Schäden zu beseitigen und 
lcherheit und Wohlstand in ganz Deutschland zu 

"Wirklichen. 
•e Wahl am 2. Dezember ist eine Schicksalswahl 

Q
T
 Deutschland. Sie hat die gleiche Bedeutung wie 

^e erste Wahl in der Bundesrepublik Deutschland 
. 79: Es werden Weichen für Jahrzehnte gestellt. 
2 

u unserem Wahlprogramm bitten wir die Wähler 
si P^11' welche politische Kraft in Deutschland 
£Cfl in schwierigen Zeiten bewährt und die richtigen 

utscheidungen getroffen hat. Die CDU geht mit 
j. em klaren Konzept und einem verläßlichen 

a^1.er in den WahlkamPf- 
w'r unterschätzen die Belastungen nicht, die 
auf uns zukommen. Wir lamentieren aber 
jjuch nicht über die Schwierigkeiten. Wir wer- 
en die Chancen der Einheit, die Chancen für 
r'eden und Abrüstung, für mehr Umwelt- 

^nutz, für Wirtschaftswachstum und neue 
^ Arbeitsplätze nutzen. 
öu <V

lnanzierung des Neuaufbaus in den neuen 
Isländern wollen wir die Steuereinnahmen 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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Helmut Kohl ist zuversichtlich 
für Wolf gang Schäuble 

Bundeskanzler Helmut Kohl hat zu 
Beginn der Sitzung des Kabinetts 
am 18. Oktober ausführlich über 
seine Klinikbesuche bei Wolfgang 
Schäuble berichtet. 

Das schreckliche Attentat habe breite 
internationale Anteilnahme hervorge- 
rufen, stellte der Bundeskanzler fest. 
Und durch unser ganzes Land gehe 
eine tiefe Bewegung, wie sie nur mit 
den Reaktionen während der dramati- 
schen Tage der Entführung der.Luft- 
hansa-Maschine nach Mogadischu 
vergleichbar sei. 

Der Bundeskanzler nannte den Ein- 
satz, mit dem sich Ärzte und Klinik- 

personal um Schäuble bemühten, bei- 
spielhaft. Besonders würdigte er die 
aufopferungsvolle Haltung von Frau 
Schäuble. 
Als „bestürzenden Vorgang" dagegen 
bezeichnete er die von einigen Einzel- 
personen erhobene öffentliche Kritik 
an der medizinischen Betreuung des 
verletzten Bundesinnenministers. 
Nach Auskunft der behandelnden 
Ärzte würden gültige Diagnosen erst 
in einigen Tagen oder Wochen mög- 
lich sein. Unter dem Eindruck seines 
letzten Besuchs meinte der Bundes- 
kanzler: „Wenn Mut und innere Kra»1 

etwas wenden können, bin ich zuver- 
sichtlich für Wolfgang Schäuble." 

CDU/CSU-Fraktion 
übermittelt Schäuble 
Genesungswünsche 
Unter Beifall der Fraktion hat der 
Fraktionsvorsitzende Alfred Dreg- 
ger dem durch ein Attentat schwer 
verletzten Bundes-Innenminister 
Wolfgang Schäuble gute Wünsche 
zur Genesung ausgesprochen. 

Dregger bat den in der Fraktions- 
sitzung anwesenden Bundeskanz- 
ler, bei seinem nächsten Besuch 
am Krankenbett dem Minister 
„die herzlichsten Grüße und 
besten Genesungswünsche" der 
Fraktion zu übermitteln. 

(Fortsetzung von Seite 1) 
vor allem durch mehr Investitionen W 
mehr wettbewerbsfähige Arbeitsplatz 
verbessern. Weitere Einnahmen wol'e 

wir durch massive Einsparungen und    . 
Umschichtungen im Bundeshaushaltu 

eine vorübergehende Neuverschuldu^ 
erzielen. Darüber hinaus ergeben sie»1 

zusätzliche Finanzierungsmöglichkert 
durch die Privatisierung von Unterne»1 

men in öffentlicher Hand. 
Als einen Schwerpunkt unseres Pro- 
gramms für die nächsten vier Jahre v 
len wir vor allem die Leistungen für ° 
Familien verbessern. 

Wir wollen das 
Kindergeld erhöhen 
Wir wollen das Kindergeld - insbeso0 

dere für das erste Kind -, den Kind«r 

freibetrag und den Kindergeldzuschia* 
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rhöhen. Erziehungsgeld und Erziehungs- 
r'aub wollen wir auf drei Jahre ausdeh- 

nen. Wir streben dabei an, daß der Bund 
le ersten zwei Jahre und die Länder das 
tttte Jahr finanzieren. Notwendig ist 
Uch eine steuerliche Entlastung von 
Zeitnehmern mit geringem Einkommen 

So*ie von Unternehmen. 

Zeitpunkt und Umfang neuer 
kostenwirksamer Maßnahmen erge- 
ben sich aus den Rahmenbedingun- 
gen der wirtschaftlichen und finan- 
ziellen Entwicklung in ganz 
Deutschland. 

^olidarität bedeutet für uns nicht, den 
~ rgern Geld wegzunehmen, um es dem 

aat zu geben. Solidarität bedeutet für 
s vielmehr, die Lebensverhältnisse in 

• e^tschland anzugleichen und zu 
lchern. Das heißt konkret: 

Im Bereich des Umweltschutzes bie- 
get uns die Wiedervereinigung die 
Möglichkeit, wesentlich effizienter 
*u arbeiten als bisher. Was z. B. an 
Verschmutzung der Oberelbe ver- 
mieden wird, entlastet auch die 
Jjnterelbe und die Nordsee. Der 
Umweltschutz in der ehemaligen 
Bundesrepublik hat einen ausge- 
zeichneten Standard. Jetzt geht es 
vorrangig um die ökologische 
Sanierung in den neuen Bundes- 
»andern. 

*n den neuen Bundesländern werden 
o»s 1997 in den Ausbau der Tele- 
p.°"jniunikation ca. 55 Milliarden 
Jf M investiert werden. Dies ermög- 
"cht den Ausbau des Telefonnetzes 

Di 

7M?a* 1,S MilHonen auf über 

Millionen Telefonanschlüsse. 

,e£
Re8ierung Helmut Kohl hat in den 

\Vj„
en acht Jahren einen beispiellosen 

$j ^Cnaftüchen Aufschwung geschaffen. 
es d     die Grund,a8e dafur gelegt, daß 

en Deutschen im Westen so gut geht 

wie nie zuvor. Daher sind wir heute auch 
wie nie zuvor in der Lage, unseren Wohl- 
standszuwachs solidarisch zu teilen. Das 
liegt auch in unserem eigenen Interesse, 
denn es geht letztlich um Investitionen, 
die den Menschen in ganz Deutschland 
zugute kommen. 

Vorrang für die kostengünstige 
Wohnungsversorgung 
Eine der vorrangigsten Aufgaben ist für 
uns die kostengünstige Wohnungsversor- 
gung. Wir streben an, innerhalb der näch- 
sten vier Jahre zwei Millionen neue Woh- 
nungen in ganz Deutschland zu schaffen. 
Wir wollen gezielt das Wohnungsangebot 

Gemeinsam schaffen wir's 
Musterrede zur Bundestagswahl 
als CDU EXTRA im grünen Teil 
dieser Ausgabe. 

für einkommensschwache Haushalte aus- 
weiten und das Wohngeld regelmäßig an 
die Mietentwicklung anpassen. Um Mie- 
ter vor überhöhten Mieten stärker zu 
schützen, ist das Miethöherecht erneut zu 
überprüfen. Rahmenbedingung bleibt 
jedoch, private Investoren nicht abzu- 
schrecken. 
Wir bekennen uns grundsätzlich zum 
Recht auf Asyl. Um Mißbrauch zu ver- 
meiden, wollen wir das Grundgesetz in 
dieser Frage durch einen Gesetzesvorbe- 
halt ergänzen. Asylbewerber aus Län- 
dern, in denen es keine politische Verfol- 
gung gibt, sollen bereits an den Grenzen 
abgewiesen werden können. Wir werden 
uns verstärkt darum bemühen, die Lage 
vor allem der Menschen in den Ländern 
Ost- und Südost-Europas so zu verbes- 
sern, daß sie in ihrer Heimat frei von 
Furcht und Not leben können. 
Mit der Wiedervereinigung verändert sich 
Deutschlands Stellung in der Welt. Wir 
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wollen die Vereinigung Deutschlands als 
Katalysator für die Vereinigung Europas 
nutzen. Mit der Vollendung des Europäi- 
schen Binnenmarktes wollen wir die 
Grundlage legen für die europäische 
Wirtschafts- und Währungsunion sowie 
für die Politische Union. Eine künftige 
gemeinsame Währung in Europa muß 
ebenso stabil sein wie unsere D-Mark. 
Darüber hinaus sehen wir es als eine vor- 
dringliche Aufgabe aller EG-Mitglied- 
staaten an, das Wohlstandsgefälle in 
Europa abzubauen. 

Wir sind darüber hinaus der Auf- 
fassung, daß das vereinte und sou- 
veräne Deutschland seiner gewach- 
senen politischen Veranrwortung 
für die Sicherung des Friedens 
gerecht werden muß. Dafür wollen 
wir bald klare verfassungsrechtliche 
Voraussetzungen schaffen. 

In den nächsten vier Jahren sind schwie- 
rige Aufgaben zu lösen, es bieten sich uns 
aber auch großartige Chancen. Die CDU 
hat 1949 ebenso wie seit 1982 bewiesen, 
daß sie eine Partei für schwierige Zeiten 
ist, die die richtigen Entscheidungen trifft 
und geradlinig und konsequent durch- 
setzt. In diesem Sinne werben wir um das 
Vertrauen der Wähler. • 

Kommentar 

Oskar und die 
Rückfahrkarte 
Kanzler ja, Oppositionsführer nein. 
Oskar Lafontaine hat sechs Wochen v°r 

der Bundestagswahl bekräftigt, daß er 

auf die Rückfahrkarte ins Saarland 
nicht verzichtet. 
Er mag honorige Vorbilder anführen'- 
Blüm in Nordrhein-Westfalen, Süssm»tn 

in Niedersachsen, Fuchs in Sachsen, 
Farthmann in Thüringen. Oder Rau be 

der letzten Bundestagswahl. Aber sie <*' 
bekamen die Quittung vom Wähler. 

Helmut Kohl war unangefochtener Ml,t 

sterpräsident in Rheinland-Pfalz (wie 
Lafontaine heute im Saarland), als et 
1976 seine Kanzlerkandidatur antrat- 
Ohne Rückfahrkarte. Er setzte sich aw 
die harte Oppositionsbank. Doch nach 
sechs Jahren war er Kanzler. 

Der Wähler hat ein feines Gespür daß ' 
wie ernst es jemand meint, der seine 
Stimme haben will. Lafontaine tut gü( 

daran, noch einmal nachzudenken. Der 

Weg zur Macht führt über Bonn, nicM . 
über Saarbrücken. 

Lafontaine resigniert schon jetzt 
Die Ankündigung Oskar Lafontai- 
nes, im Falle einer Wahlniederlage 
der SPD nicht Oppositionsführer 
in Bonn werden zu wollen, ist Aus- 
druck der inneren Resignation des 
SPD-Kanzlerkandidaten. Lafon- 
taine scheint zu begreifen, daß er 
nicht die geeignete Persönlichkeit 

ist, die politische Führung der SPD 
an exponierter Stelle übernehmen 
zu können, zumal ihm nicht die 
Gefolgschaß der gesamten Partei 
sicher ist. Mit dieser Äußerung hat 
sich Oskar Lafontaine aus der 
bundespolitischen Verantwortung 
entlassen. 

. 
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Herbstgutachten bestätigt die robuste 
Gesundheit unserer Wirtschaft 
Ostdeutsche Wirtschaft 
Läuft auf vollen Touren 

as Gutachten der Forschungsinsti- 
tute bestätigt eindrucksvoll: Die Wirt- 
schaft im Gebiet der bisherigen Bun- 
aesrepublik läuft auf vollen Touren: 
»»*n Westdeutschland hat sich die kon- 
junkturelle Expansion in unverminder- 
2> Tempo fortgesetzt. Die Ausla- 

stung der Produktionskapazitäten, die 
chon ein sehr hohes Niveau erreicht 

gttte, nahm weiter zu. Die Zahl der 
eschäftigten ist beträchtlich gestie- 

j>en und die der Arbeitslosen ist spür- 
ar zurückgegangen, obwohl sich das 

£rbeitskräfteangebot infolge des 
^ustroms von Übersiedlern und Aus- 
Adlern erheblich ausgeweitet hat." 

Pstdeutsche Wirtschaft 
^der Umstellungskrise  

gütlich schlechter ist die wirtschaftliche 
Ration in den neuen Bundesländern. 
le Produktion ist „dramatisch zurückge- 

gangen". Die Wirtschaftsforscher beto- 
p1* aber, daß die derzeitigen Probleme 
,cht der Einführung der Sozialen Markt- 
'•tschaft zuzuschreiben sind, sondern 

j\ °lge der fundamentalen Mängel des 
lsnerigen Systems" sind. 

*99l: in Westdeutschland 
J^ter aufwärts          

J n Westdeutschland wird sich die kräf- 
§e Aufwärtsentwicklung von Produk- 

^n,Und Nachfrage auch 1991 fortset- 
•   Auch die Nachfrage nach Ausrü- 

stungsinvestitionen bleibt weiterhin auf- 
wärts gerichtet. Sie wird im wesentlichen 
durch die unverändert hohe Kapazitäts- 
auslastung, die günstigen Ertragsperspek- 
tiven und besonders durch die sich bie- 
tenden neuen Marktchancen in Ost- 
deutschland gefördert. Das Tempo der 
wirtschaftlichen Aufwärtsbewegung wird 
allerdings durch das schwächere Welt- 
wirtschaftswachstum etwas gedämpft. 
Die Beschäftigung steigt weiter an: Etwa 
500.000 neue Arbeitsplätze werden entste- 
hen. Trotzdem wird nach Ansicht der 
Wirtschaftsexperten die Arbeitslosigkeit 
nicht zurückgehen, da im kommenden 
Jahr eine große Zahl von Aussiedlern 
nach dem Abschluß von sprachlichen 
und fachlichen Ausbildungen auf den 
Arbeitsmarkt drängen wird. Zudem wer- 
den verstärkt Pendler aus Ostdeutschland 
in den westdeutschen Arbeitsmarkt inte- 
griert. 

In Ostdeutschland Talsohle 
Mitte 1991 durchschritten 

In der ostdeutschen Wirtschaft ist der 
Tiefpunkt der Umstellungskrise noch 
nicht erreicht: Der Absatz heimischer 
Produkte wird zunächst weiter zurückge- 
hen, die Arbeitslosenzahlen werden noch 
steigen. 

Alles in allem gehen die Forschungsinsti- 
tute aber davon aus, daß ab Mitte näch- 
sten Jahres eine Aufwärtsentwicklung 
sichtbar werden wird. 

Eine gesamtdeutsche Bilanz 
Das Gutachten schätzt für 1991 ein Wirt- 
schaftswachstum von 1,5 Prozent (West- 
deutschland 2,5 Prozent), eine Arbeitslo- 
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senquote von 9,5 Prozent (Westdeutsch- 
land 7 Prozent), die Zahl der Arbeitslosen 
auf 3,4 Millionen (Westdeutschland 
2 Millionen), die Zahl der Kurzarbeiter 
auf 1,8 Millionen (Westdeutschland 
80.000). 

Keine Steuererhebungen 
notwendig 
Die Gutachter sprechen sich klar gegen 
Steuererhöhungen aus, weil diese entwe- 
der Leistungsanreize mindern würden 
oder eine Lohn-Preis-Spirale in Gang set- 
zen könnten. Sie plädieren für die Aus- 
nutzung aller möglichen Einsparpoten- 
tiale. 

Wirtschaftsdynamik 
unterschätzt 

Nach Auffassung der Bundesregierung 
unterschätzen die Institute die Chancen, 
die sich jetzt für die neuen Bundesländer 
auftun. Allein mit dem nun wirksamen 
umfangreichen Paket von staatlichen 
Unterstützungsmaßnahmen wird bis 
Ende 1991 ein Investitionsvolumen von 
rund 60 Milliarden DM in der ehemali- 
gen DDR angestoßen. 

Die weitere Wirtschaftsentwicklung in 
den alten Bundesländern beurteilt die 
Bundesregierung zuversichtlicher als die 
Institute, die auch in den vergangenen 
Jahren regelmäßig im Herbst die Dyna- 
mik des Wachstumsprozesses für die 
kommenden 15 Monate deutlich unter- 
schätzt haben. In diesem Zusammenhang 
ist z. B. daraufhinzuweisen, daß die Inve- 
stitionspläne der Unternehmen für 1990 
nachträglich erheblich nach oben revi- 
diert worden sind, wobei Kapazitätser- 
weiterungen im Vordergrund stehen. 
Die Preiserwartungen der Institute hält 
die Bundesregierung für zu pessimistisch, 
zumal auch die Institute von rückläufigen 
Ölpreisen im nächsten Jahr ausgehen und 

die Entwicklung des Wechselkurses der 
D-Mark preisdämpfend wirkt. 
Diese Einschätzung unterstützt auch die 
neueste Umfrage der Mietfinanz. Sie ha* 
ergeben, daß die Investbereitschaft deut- 
scher Unternehmer sehr hoch ist. In 
Erwartung noch lebhafterer Geschäfte 
wollen fast alle Branchen ihre Investitio- 
nen kräftig erhöhen. Im Durchschnitt 
aller dreizehn Branchen, die die Mietfi- 
nanz für ihr Herbstgutachten befragte, ist 

ein Wachstum der Investitionen um 9,3 
Prozent geplant. Die wesentlichen Bran- 
chen aber wollen ihre Investitionen um 
zweistellige Prozentsätze aufstocken. 

Forschungsinstitute 
stützen finanzpolitische Linie 
von CDU/CSU 

Zum Herbstgutachten der Wirtschaft«" 
forschungsinstitute erklärte der fina"2' 
politische Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Michael Glos: 

Das jüngste Herbstgutachten der Wirt- 
Schaftsforschungsinstitute bestätigt nac«1' 
haltig die steuerpolitische Linie von 
CDU/CSU, nämlich daß zur Finanzie- 
rung des Zusammenwachsens Deutsch- 
lands Steuererhöhungen der falsche Wee 
sind. 
Eine Verschärfung des steuerlichen Be\| 
stungszugriffes birgt nicht nur die Gefan 

einer Preis-Lohn-Spirale, sondern hätte 
auch nachhaltig negative Einflüsse auf    . 
die Investitionsbereitschaft und damit a 
das Wirtschaftswachstum. Steuererhö- 
hungen würden den Motor für ein zwei- 
tes Wirtschaftswunder — die private 
Investitionstätigkeit — abwürgen bzW- 
sein Anspringen verhindern. 
Zu begrüßen ist die Klarstellung der ro 
schungsinstitute, daß es sich bei den 
erforderlichen Aufwendungen zum Alt- 
bau der neuen Bundesländer überwie- 
gend nicht um Kosten, sondern um inv 

stive Ausgaben handelt, die längerfristig 
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An alle im Ausland 
Labenden Deutschen 

Aufruf 
zur Wahl 
Die Bundesregierung ruft alle im 
jVusland lebenden wahlberechtigten 
Deutschen auf, sich an der ersten 
gesamtdeutschen Bundestagswahl 
J1*! 2. Dezember dieses Jahres zu 
heiligen. 

>e Bundesregierung macht darauf 
ufmerksam, daß es wegen der mitun- 
e«" langen Postwege dringend erfor- 

^erlich »st, die für die Wahlbeteiligung 
er Auslandsdeutschen notwendigen 
°rmulare schnell anzufordern. 

°rdrucke für die Anträge auf Eintra- 
gung in die Wählerverzeichnisse sind 

ei den deutschen Botschaften und 
°nsulaten oder beim Bundeswahllei- 

er in Wiesbaden erhältlich. Diese 
nträge müssen spätestens am 21. Tag 
0r den Wahlen, also am 11. Novem- 

ber 1990, bei der Gemeinde, in der ein 
Wahlberechtigter vor seiner Ausreise 
zuletzt gemeldet war, eingegangen 
sein. Nach dieser Eintragung in die 
Verzeichnisse erhalten die Wahlbe- 
rechtigten die für die Briefwahl not- 
wendigen Unterlagen. 

Das Bundespresseamt hat über die 
Einzelheiten der Wahlbeteiligung von 
Auslandsdeutschen weltweit eine 
Informationsschrift verteilt, die seit 
Ende September in allen Auslandsver- 
tretungen ausliegt und von dort auch 
weiterverschickt wird. International 
tätige Unternehmen, die Kirchen, der 
Entwicklungsdienst, zahlreiche andere 
Organisationen und die deutschspra- 
chigen Zeitungen im Ausland wurden 
ebenfalls mit Material versorgt. Auch 
der Deutschlandfunk und die Deut- 
sche Welle werden in ihren deutsch- 
sprachigen Programmen auf das 
Wahlrecht für Auslandsdeutsche hin- 
weisen. 

Die hohen Rückläufe des Bestellcou- 
pons an den Bundeswahlleiter zeigen, 
daß die Aktion sehr erfolgreich ist. Es 
zeichnet sich ab, daß die Wahlbeteili- 
gung aus dem Ausland erheblich 
höher sein wird als zur Bundestags- 
wahl 1987 und zur Europawahl 1989. 

Haben
Ve Wirkungen über den Tag hinaus 

kei •**& gerade unter diesem Blickwin- 
ditf, desr»alb eine vorübergehende Kre- 
»,öeu?nzierung des Investitionsprojektes 
SchaftrChe Einneit" moralisch und wirt- 
steüe 

h Vertretbar. Anders als bei einer 
tige Q

rerhöhung würden dabei auch künf- 
<ier de

enerationen, denen ja die Erträge 

^enrihtSChe" Einheit mit zu8ute kom- 
ren Finanzierungsbeitrag leisten. 

Der sinnvollste Weg zur Bewältigung der 
Jahrhundertaufgabe „Deutsche Einheit" 
und für das Anspringen des Investitions- 
motors im andern Teil Deutschlands ist 
deshalb eine finanzpolitische Doppelstra- 
tegie, nämlich einerseits die staatliche 
Kreditaufnahme zur Abstützung des Eini- 
gungsprozesses vorübergehend zu erhö- 
hen, andererseits die unabweisbaren 
Mehrausgaben für die deutsche Einheit 
mit Ausgabeneinsparungen zu verbinden. 
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Die SPD muß die Verantwortung 
auch für die dunklen Seiten 
ihrer Geschichte noch übernehmen 
Zu den von der SPD wiederholt vorge- 
tragenen Vorwürfen gegen die von der 
SED zwangsverblockte ehemalige Ost- 
CDU erklärte der 1. Parlamentarische 
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Friedrich Bohl: 

Angesichts miserabler Umfrage- und 
Wahlergebnisse will die SPD jetzt 
offensichtlich holzen. Mangels Alter- 
nativen zur erfolgreichen Regierungs- 
politik Helmut Kohls setzt sie dabei 
auf Wirklichkeitsverdrehung und 
eine großangelegte Verdrängung der 
eigenen Geschichte. Die CDU soll 
zum Hauptverantwortlichen der 
SED-Diktatur gemacht werden. 

Angesichts dieser infamen Kampa- 
gne ist festzuhalten: 

Die Lüge von der pauschalen 
„Zwangsvereinigung" der SPD mit der 
KPD zur SED ist längst widerlegt. 

Es waren Minderheiten in der Ost- 
SPD, die der Parteivereinigung entge- 
genstanden. Nur sie wurden 
„zwangsvereinigt", und zwar nicht 
nur von der sowjetischen Besatzungs- 
macht, sondern auch von den vielen, 
vereinigungssüchtigen SPD-Partei- 
funktionären. 
Anke Fuchs selbst bestätigt in der 
jüngsten Ausgabe des „Vorwärts", 
daß der damalige Ost-SPD-Vorsit- 

zende Otto Grotewohl die Vereini- 
gung offensiv betrieben habe: Kurt 
Schumacher habe die Vereinigung 
abgelehnt, „die ihm damals Pieck 
und Grotewohl einreden wollten.' 

Nicht die CDU oder eine der andere" 
zwangsverblockten Parteien war der 
Steigbügelhalter für die Machtergre'' 
fung der Kommunisten, sondern die 
SPD. 
Wieso nennen Vogel und Lafonta111 

bei ihren Betrachtungen zur SPD' 
Geschichte immer nur Kurt Schul* 
eher, Carlo Schmid, Ernst Reuter 
und Herbert Wehner? Wieso ver- 
schweigen sie den ersten Ministerp 
sidenten der DDR, den vorherige11 

Ost-SPD-Vorsitzenden Otto Grote- 
wohl? Wieso verschweigen sie den 
ersten DDR-Justizminister und et>e 

falls vorherigen Ost-SPD-Vorsitze^. 
den, Max Fechner? Wieso versch* 
gen sie den sächsischen Landesvof 

zenden Carl Moltmann, die ebenso 
massiv für die Vereinigung eintr* 
Sie verschweigen diese Funktion3 

weil sie diese dunkle Seite der 
Vergangenheit der SPD verdrängt 
wollen. 

Die SPD versucht, die Opfer von 
damals zu Tätern zu machen. 
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^der weiß die SPD etwa nicht, daß 
^er erste CDU-Vorsitzende in der 
0vvJetischen Besatzungszone, 
ndreas Hermes, lange einem perfi- 
en Druck der sowjetischen Besat- 

, Un8smacht auf seine Familie stand- 
leIt, bevor er zwangsweise abgesetzt 

wurde? Weiß die SPD etwa nicht, 
Jjß der nächste Vorsitzende der 

ÜU, Jakob Kaiser, ebenfalls unter 
Wang abgesetzt wurde? Ist der SPD 

gekannt, daß die CDU - anstatt 
*l* die SPD-Führung 1946 mit der 
^pD ins Bett zu steigen — bis 1947 

ar»dhielt, bevor sie unterworfen 
s h^Q? ^'e weiß es, aber sie ver- 

nweigt es, weil sie nur so ihr dama- 
ges Versagen meint verstecken zu 

K°nnen. 

'e Nicht-SED-Parteien waren 
^a«gsverblockte Parteien. Sie wurden 
. angsverblocktvon denen, die noch 
r** vorher das SPD-Parteiabzeichen 
setr*gen hatten. 

u/Jisterpräsident Otto Grotewohl 
^ d Justizminister Max Fechner 

aren an entscheidender Stelle dafür 
rantwortlich und aktiv tätig, daß 

ßKfp nderen Parteien in den Würge- 
j^tf der SED geführt wurden, 
j, wiß, Kurt Schumacher und Ernst 
L    ter hatten genau das vorhergese- 
ann Und wollten es nicnt- Aber der 

Cpre Teil der SPD' der in der SBZ 

tief ^ innehatte, machte sich 
Uj  Scr»uldig an den demokratischen, 

^-sozialistischen Parteien. 

Spj.Warten noch darauf, daß die 
die Verantwortung auch für die 

dunklen Seiten ihrer Geschichte 
übernimmt. 

Die SPD muß sich außerdem für die 
Verbrüderung mit dem SED-Regime 
in den 70er und 80er Jahren entschul- 
digen. 

Es ist und bleibt ein Skandal, daß die 
West-SPD der SED im August 1987 
schriftlich zusicherte: 

„Keine Seite darf der anderen die 
Existenzberechtigung absprechen. 
Unsere Hoffnung kann sich nicht 
darauf richten, daß ein System das 
andere abschafft." 

Nur das Gegenteil war richtig: 
Unsere Hoffnung mußte sich darauf 
richten, daß das SED-System abge- 
schafft würde. Indem die West-SPD 
der SED diese Garantieerklärung 
gab, tat sie freiwillig das, wozu die 
anderen Parteien in der DDR nur 
unter dem sozialistischen Würgegriff 
gezwungen wurden: Sie erkannte die 
SED als führende Partei der DDR 
an. Damit machte sie sich zu einer 
Quasi-Blockpartei der SED. 

Die gemeinsame Erklärung von SPD 
und SED/PDS gilt immer noch. Wir 
verlangen von der SPD, jetzt endlich 
ihre Garantie-Erklärung für die Stasi- 
Partei aufzuheben. 

(Über die politischen Verstrickungen 
der SPD in die SED-Diktatur infor- 
miert ein Faltblatt, das Sie bei der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Dokumentation, Bundeshaus, 
5300 Bonn, bestellen können.) • 
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Das Grundgesetz 
so wenig wie 
möglich ändern 
Seit dem 3. Oktober 1990 ist das 
Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland die gesamtdeutsche Ver- 
fassung. Durch den Einigungsvertrag 
wurde in Artikel 146 Grundgesetz der 
klarstellende Zusatz aufgenommen, 
daß das Grundgesetz „nach Vollen- 
dung der Einheit und Freiheit 
Deutschlands für das gesamte deut- 
sche Volk gilt". 
Damit wurde dem Umstand Rechnung 
getragen, daß die staatliche Einheit 
Deutschlands wiederhergestellt und der 
Einigungsprozeß abgeschlossen ist. Aus 
diesem Grunde wurde Artikel 23 Grund- 
gesetz ersatzlos gestrichen. Ebenso hätte 
es nahegelegen, auch Artikel 146 — als 
den anderen Weg zur deutschen Einheit 
— aus dem Grundgesetz ersatzlos zu 
streichen. Dazu war jedoch die notwen- 
dige Zweidrittelmehrheit im Bundestag 
und Bundesrat aus den bekannten Grün- 
den nicht vorhanden. 

Verfassung hat sich bestätigt 
Manfred Langner, Justitiar der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: Deshalb ist es 
wichtig, folgendes festzuhalten: Aus dem 
Zusammenspiel zwischen Artikel 146 des 
Grundgesetzes in seiner Neufassung und 
Artikel 5 des Einigungsvertrages ergibt 
sich klar, daß über die Frage einer Volks- 
abstimmung nach Artikel 146 nur von 
den gesetzgebenden Körperschaften Bun- 
destag und Bundesrat als eine Änderung 
oder Ergänzung der Verfassung entschie- 
den werden kann, das heißt mit den 
Mehrheiten nach Artikel 79 Absatz 2 des 
Grundgesetzes. Einen anderen Weg, zu 
einer Volksabstimmung nach Artikel 146 

des Grundgesetzes zu kommen, gibt es 
nicht. 
Das Grundgesetz hat seit seinem Inkrat 
treten bei jeder Wahl die Zustimmung ö 

überwältigenden Mehrheit der Bundes- • 
bürger erfahren. Es ist so gut und so an6 

kannt, daß sich die Bürger in den neuen 
fünf Bundesländern mit überwältigende 
Mehrheit für den Beitritt zum Staat dies 
Grundgesetzes entschieden haben. ^ie 

erste gesamtdeutsche Wahl am 2. Dez6 

ber 1990 wird die Zustimmung des Vol- 
kes zum Grundgesetz erneut eindrucks- 
voll bestätigen. 

Das Grundgesetz hat die 
Zustimmung der überwälti- 
genden Mehrheit der Bürge1"- 
Warum soll der Wähler in 
einer Volksabstimmung 
nochmals befragt werden? 

Und noch ein Wort zur materiellen An 

rung des Grundgesetzes: Da sich das 
Grundgesetz insgesamt in hervorrage 
Weise bewährt hat, sollte es so wenig 
möglich geändert werden. Vorstellung 
von einer Gesamtrevolution des Grufl 
gesetzes gehören in das Land Utop>a- ^. 
biszitäre Elemente haben in der repräs 

tativen Demokratie des Grundgesetz6 

keinen Platz. 
Dagegen ist die Aufnahme zweier Sta 
Zielbestimmungen in das Grundgesetz^ 
notwendig: Umweltschutz und — &e 

gewichtig — Schutz des ungeborenen 
Kindes. Allein schon um einer europ 
sehen Harmonisierung des Asylrecn s 

willen ist auch eine längst überfällig6 

Ergänzung des Artikel 16 Absatz 2      ^g 
Grundgesetz angezeigt. Schließlich s 
im Grundgesetz klargestellt werden^tjo- 
sich Bundeswehreinheiten an UN-A* 
nen beteiligen dürfen. 
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Alfred Dregger: 

Die Grenze mit Polen muß 
suropäischen Charakter erhalten 
, u dem Gespräch zwischen Bundes- 
kanzler Helmut Kohl und dem Präsi- 
(Srf des Bundes der Vertriebenen 
W erklärte der Vorsitzende der 
^U/CSU-Bundestagsfraktion, 
Alfred Dregger: 

as Gespräch hat gezeigt, daß die deut- 
nen Heimatvertriebenen sich auf Hel- 
ut Kohl, seine Regierung und die sie 

b Senden Fraktionen des Deutschen 
undestages verlassen können. Die Hei- 
Vertriebenen werden auch künftig — 

gah130 ihrer Charta von ,950 - ihre Auf" 
seh C ^ ^er Schaffung einer europäi- 
^ en Friedensordnung wahrnehmen. 

a»ür danke ich den Vertriebenen. 

^ m Bundeskanzler gebührt Dank und 
Sc, Nennung für die Zusage, die spezifi- 
lrj ^n Kenntnisse und Anliegen der Ver- 

enen als Aktivposten bei der Neuge- 

staltung unserer Beziehungen zu den Völ- 
kern Mittel-, Ost- und Südosteuropas ein- 
zubringen. 
Das entspricht der von mir mehrfach 
öffentlich — zuletzt bei der konstituieren- 
den Sitzung des erweiterten Deutschen 
Bundestages in Berlin am 4. Oktober 
1990 — vorgetragenen Anregung, in die 
Solidarität aller Deutschen auch diejeni- 
gen einzubeziehen, die durch die Grenz- 
regelung mit Polen in besonderer Weise 
betroffen werden: Die von dort stammen- 
den Heimatvertriebenen und die heutige 
deutsche Minderheit in Polen. 
Zu dieser Solidarität gehört auch, daß in 
dem künftigen Vertragswerk mit Polen 
nicht nur der Grenzverlauf beschrieben, 
sondern auch der Charakter dieser 
Grenze geregelt wird. Sie muß einen 
europäischen Charakter erhalten, wie es 
in Westeuropa erreicht worden ist. 

Helmut Kohl empfing 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat am 

'• Oktober die Präsidiumsmitglieder 
68 Bundes der Vertriebenen zu einem 
Usnihrlichen Gespräch empfangen. 
abei würdigte der Bundeskanzler 

erneut die Rolle der Vertriebenen beim 
pufbau der Bundesrepublik Deutsch- 
end, den in ihrer Charta bereits 1950 
^gesprochenen Verzicht auf Rache 

. d Vergeltung sowie ihr Bekenntnis zu 
"er umfassenden europäischen Frie- 

^nsordnung. 
e Treue zur alten Heimat und ihr 

Bund der Vertriebenen 
Bemühen um die Wahrung des deut- 
schen Kulturerbes in Mittel-, Ost- und 
Südosteuropa müßten nach Auffassung 
des Bundeskanzlers als Aktivposten 
eingebracht werden in die Neugestal- 
tung unserer Beziehungen zu den slawi- 
schen und magyarischen Nachbarn. 
Helmut Kohl hob die Bedeutung des 
Reformprozesses bei unseren östlichen 
Nachbarn hervor. Es liege im Interesse 
des vereinigten Deutschlands, aber 
auch ganz Europas, daß dieser Reform- 
prozeß Erfolg habe. 
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Steuerliche Sonderregelung 
für Lebensversicherungen 

in den neuen Bundesländern 
Zur steuerrechtlichen Förderung 
der privaten Altersvorsorge auf dem 
Gebiet der neuen Bundesländer 
erklärte der finanzpolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Michael Glos: 

Um älteren Mitbürgern auf dem 
Gebiet der neuen Bundesländer den 
Aufbau einer privaten Altersvorsorge 
zur erleichtern, haben die Koalftions- 
fraktionen eine Gesetzesinitiative ein- 
gebracht, wonach Kapitallebensversi- 
cherungen auch dann steuerrechtlich 
gefördert werden, wenn die Mindest- 
laufzeit 12 Jahre unterschreitet (Erwei- 
terung des Kultur- und Stiftungsförde- 
rungsgesetzes). 
Nach geltendem Steuerrecht, das ab 
1. 1. 1991 für ganz Deutschland anzu- 
wenden ist, ist für die Inanspruch- 
nahme der Steuervergünstigungen — 
Sonderausgabenabzug der Beiträge 
und Steuerfreiheit der Zinsen — eine 
Mindestlaufzeit von 12 Jahren erfor- 
derlich. Damit scheidet für ältere Steu- 
erpflichtige mit Wohnsitz auf dem Ge- 
biet der ehemaligen DDR der Abschluß 
eines steuerbegünstigten Lebensversi- 
cherungsvertrags praktisch aus. 

Um dieses zu vermeiden, ist — befri- 
stet bis Ende 1996 — folgende Rege- 
lung vorgesehen: Hat ein Steuerpflich- 
tiger mit ausschließlichem Wohnsitz 
in der ehemaligen DDR (Stichtag: 
31.12. 1990) zur Zeit des Vertragsab- 
schlusses das 47. Lebensjahr vollen- 
det, verkürzt sich bei laufender Bei- 
tragsleistung die Mindestvertrags- 
dauer von 12 Jahren um die Zahl der 
angefangenen Lebensjahre, um die er 
älter als 47 Jahre ist, höchstens jedoch 
auf 6 Jahre. Das bedeutet, daß bei 
Mitbürgern in den neuen Bundeslän- 
dern, die 53 Jahre oder älter sind, eine 
Mindestvertragsdauer von 6 Jahren 
ausreicht, um die Steuervergünstigun- 
gen zu erhalten. 

Die Regelung gilt erstmals für Ver- 
träge, die nach dem 31. 12. 1990 abge- 
schlossen werden. Der federführende 
Finanzausschuß im Deutschen Bun- 
destag wird den Gesetzentwurf am 
24. 10. 1990 abschließend beraten. D'e 

2./3. Lesung im Plenum ist für Ende 
Oktober vorgesehen. 

Damit leistet das Steuerrecht einen 
weiteren Beitrag zur Angleichung der 
Lebensverhältnisse in Deutschland. 

Ältestenrat gegen Fraktionsstatus der PDS-Abgeordneten 
„Die von 24 durch die Volkskammer der ehemaligen DDR in den Deutschen BuO' 
destag zugewählten Mitgliedern gewünschte Anerkennung als Fraktion wird abge 

lehnt." Mit dieser Beschlflßempfehlung an den Bundestag hat der Ältestenrat eine 
Forderung der PDS-Abgeordneten abgelehnt. 
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muß endlich Schluß sein mit der 
nzierung von Mißbrauchsfällen 

Es 
Fina 
|}j* innenpolitische Sprecher der 
^DU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Joannes Gerster, hat die SPD-regier- 
en Bundesländer aufgefordert, sich 

endlich einen Ruck zu geben und einer 
*ngst überfälligen Ergänzung zum 
^t- 16 Abs. 2 Grundgesetz zuzustim- 
men. Jetzt sei von der SPD Mut zur 
Entscheidung und kein weiteres Finas- 
*»eren gefordert. 

,ne Grundgesetzänderung ist erforder- 
ten: 

Wegen der dringend notwendigen Asyl- 
c«tsangleichung im Europa offener 

Frenzen, 
2um Abbau chancenloser Asyrverfah- 

en> die ohnehin nur Geld, Zeit und Ner- 
en der Beteiligten kosten, 
Zur Entlastung der Verwaltungsbehör- 

en und -gerichte, die dadurch instand 
psetzt werden, wirklich politisch Ver- 
0,gten und Flüchtlingen auf der Basis 
er Genfer Flüchtlingskonvention schnel- 
r Klarheit über ihr Aufenthaltsrecht zu 

Schaffen. 

f. erzeit muß die öffentliche Hand Jahr 
Ur Jahr ca. 4 Milliarden DM zur Bewälti- 

S-Un8 der Asylverfahren und zur Existenz- 
b
cnerung Hunderttausender nicht 

^erechtigter Asylbewerber aufwenden, 
a nur 3,5 Prozent der Asylbewerber als 
"tisch Verfolgte anerkannt werden und 

höchstens 30 Prozent nach der Genfer 
Flüchtlingskonvention vor einer Abschie- 
bung geschützt werden, sind rd. % der 
Kosten in Höhe von ca. 4 Milliarden DM 
in den Sand gesetzt. 
Diese Milliarden sollten wir besser dazu 
nutzen, die Lebensverhältnisse in den 
Herkunftsländern der Flüchtlinge so zu 
verbessern, daß den Fluchtgründen der 
Boden entzogen wird. Flüchtlinge müssen 
in die Lage versetzt werden, sich in ihrem 
Heimatland eigene Existenzen aufzu- 
bauen. Soweit dadurch Fluchtgründe ent- 
fallen, mindert sich automatisch der Asyl- 
bewerberzugang. 

Bei einer wirksamen Konzentration auf 
politisch Verfolgte und auf Flüchtlinge 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention 
könnten 2 Milliarden DM für einen 
Flüchtlingsfonds zur Bekämpfung der 
Fluchtgründe in den Heimatländern auf- 
gewandt werden. Dies wäre humaner und 
sinnvoller als die derzeitige Finanzierung 
von Mißbrauchsfällen. Inhuman ist es 
insbesondere, Menschen zunächst in die 
Bundesrepublik Deutschland hineinzu- 
lassen, diese aber nach langen Prüfungs- 
verfahren wieder zurückzuschicken. 

Auch daher ist eine Ergänzung von 
Art. 16 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz eine 
Angleichung an das Asylrecht in Europa 
vorrangig geboten. 

Neue RichterwaMausschüsse nötig 
!^le Richterwahlausschüsse in den 
unf neuen Ländern müssen nach 
^sicht des innenpolitischen Spre- 
chers der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion, Gerster, neu gebildet werden. ' 
Auf Richter und Staatsanwälte, die 
bisher nicht überprüft werden konn- 
ten, müsse völlig verzichtet werden. 
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Hilfe bei Sanierung der Altstädte 
Die Bundesregierung unterstützt mas- 
siv die Stadterneuerung in den neuen 
Bundesländern. Dies stellte der Parla- 
mentarische Staatssekretär im Bun- 
desbauministerium, Jürgen Echter- 
nach, auf dem Fachkongreß „Zukunft 
Stadt" der Konrad-Adenauer-Stiftung 
in Dresden fest. 

Rund 750 Millionen Mark der DDR 
seien sofort über 700 Städten und Dör- 
fern zur Verfügung gestellt worden, die 
damit die dringlichsten Sicherungs- und 
Erhaltungsvorhaben unmittelbar in die 
Tat umsetzen konnten, sagte Staatssekre- 
tär Echternach. Finanzzuweisungen'des 
Bundes an den DDR-Haushalt hätten in 
der zweiten Jahreshälfte dann die nötigen 
Anschlußfinanzierungen in Höhe von 475 
Millionen DM ermöglicht. Auch für das 
kommende Jahr seien bereits 530 Millio- 
nen DM Verpflichtungsermächtigungen 
für die Stadt- und Dorferneuerung vorge- 
sehen. 

Die enormen Erneuerungsaufgaben seien 
jedoch nicht nur aus Steuermitteln zu 
bewältigen. Man brauche sowohl den pri- 
vaten Investor wie auch eine breite 

Schicht leistungsfähiger mittelständischer 
Unternehmen. 
Staatssekretär Echternach: Wenn die 
Städte und Gemeinden in den neuen 
Bundesländern die Chance zu einer 
behutsamen, geschichtsbewußten Städte 
neuerung nutzen, können sie in 20 Jahre 
attraktiver sein als vergleichbare Stand- 
orte im Westen. 
Die Tatsache, daß die Städte und 
Gemeinden im Osten am wirtschaftliche 
Aufschwung des Westens zwangsweise 
nicht teilgenommen haben, könne sich 
langfristig durchaus als Vorteil erweisen- 
Ihnen seien Fehlentwicklungen und 
Monstrositäten erspart geblieben; sie 
könnten für ihre Erneuerung die Erfah- 
rung einsetzen, die die Gemeinden im 
Westen in 40 Jahren erarbeitet und z.T- 
mit hohem Lehrgeld erkauft hätten; sie 
könnten bei der Erneuerung ihrer Infra' 
Struktur sofort die beste verfügbare Tee 
nologie einsetzen. 
Außerdem verfügten die neuen Länder 
mit dem Einigungsvertrag über ein korfl' 
plettes und modernes Städtebaurecht,d 

einen ausgewogenen Ausgleich zwische 
Bewahren und Ergänzen ermögliche. 

SPD hält am Sozialismus fest 
Nach SPD-Chef Vogel hat nunmehr 
auch die Wahlkampfleitung von 
Oskar Lafontaine sich öffentlich 
zum Festhalten am „Demokrati- 
schen Sozialismus" bekannt. 
Gleichzeitig soll die „wirtschaftspo- 
litische Kompetenz" der SPD stär- 
ker herausgestellt werden. 
Matthias Wissmann, wirtschaftspoliti- 
scher Sprecher der CDU/CSU-Bun- 

destagsfraktion: Dies ist jedoch ein 
unüberbrückbarer Widerspruch. 
„Demokratischer Sozialismus" und 
„wirtschaftspolitische Kompetenz" 
verhalten sich zueinander wie Feuer 
und Wasser. Dies ist durch das ökolo- 
gische und ökonomische Totalversa- 
gen sämtlicher Spielarten des Sozialis- 
mus weltweit eindrucksvoll vor Augen 
geführt worden. 
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Baugesetzbuch leichtgemacht 
Bundesbauministerin Gerda Hassel- 
'«ldt hat den gemeinsamen Einfüh- 
JJngserlaß der Landessprecher zum 
Bs[ugesetzbuch vorgestellt. Der Erlaß 
^•äutert den Städten und Gemeinden 
'n den neuen Ländern die Grundlagen 
^s Städtebaurechts sowie die zur 
Bewältigung der aktuellen städtebauli- 
chen Probleme zur Verfügung Stehen- 
Jen Rechtsinstrumente des Baugesetz- 
°uchs. 
ßundesministerin Hasselfeldt: Der 
Steinsame Einführungserlaß, der jetzt 
j*>fbrt allen Gemeinden in Brandenburg, 
y*ecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
j*chsen-Anhalt und Thüringen zur Ver- 
%ing gestellt werden wird, ist ein Bei- 
tel für gemeinschaftliche praktische 

^rwaltungshilfe. Der vom Bundesbau- 
^nisterium in Zusammenarbeit mit Län- 

er°auministern und den kommunalen 
PUzenverbänden vorbereitete Erlaß lie- 
ert eine Vielzahl praktischer Handlungs- 

anWeisungen. Zahlreiche Muster für 
°emeindliche Beschlüsse und Satzungen 

erden die Anwendung des Baugesetzbu- 
j*es erheblich erleichtern. 
Uas seit dem 3. Oktober auch in den 

neuen Bundesländern geltende Bauge- 
setzbuch regelt die wichtigsten Anforde- 
rungen an bauliche Investitionen. 
Zugleich enthält es die Instrumente für 
eine geordnete städtebauliche Entwick- 
lung. Den Grundstückseigentümern wer- 
den Baurechte gewährt, den Städten und 
Gemeinden werden die notwendigen 
Instrumente an die Hand gegeben, um im 
Rahmen der gemeindlichen Selbstverwal- 
tung die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung des Gemeindegebiets zu lenken. 

Aufgaben zügig angehen 

Ein neu eingefügter § 246 a, darauf wies 
die Bundesbauministerin ausdrücklich 
hin, fasse die Sonderregelungen zusam- 
men, die Städte und Gemeinden benötig- 
ten, um die umfangreichen städtebauli- 
chen Aufgaben zügig und erfolgreich 
anzugehen. Insgesamt seien vielfältige 
Erleichterungen für die Gemeinden der 
neuen Länder bei der Anwendung des 
Baugesetzbuchs vorgesehen. Beispiels- 
weise ermögliche der Vorhaben- und 
Erschließungsplan bei entsprechender 
Dringlichkeit bauliche Investitionen auch 
ohne Aufstellung eines Bebauungsplanes. 

.Oskar, die 
neuesten 

demoskopi- 
«chen Daten! 

•"ordere getrost 
Runter drauflos, 
e« besteht kaum 

Qefahr, daß wir 
es hinterher 

bezahlen 
müssen!" 

Karikatur: Wolter 

Kölnische Rundschau 
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Gleichstellung 
von Frauen am 
Arbeitsplatz 
Der Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung zur „Verbesserung der Gleichbe- 
handlung von Frauen und Männern am 
Arbeitsplatz" ist ein wichtiger Schritt 
für die Gleichstellung der Frauen im 
Beruf. Nicht zuletzt vor dem Hinter- 
grund der Arbeitsmarktsituation im 
Osten Deutschlands gewinnt die vorge- 
sehene gesetzliche Regelung neue 
Bedeutung. 

Sie ist geeignet, Entlassungen von Frauen 
vorzubeugen. Bei der Benachteiligung 
einer Arbeitnehmerin wegen ihres 
Geschlechtes muß künftig die Umkeh- 
rung, mindestens aber die Erleichterung 
der Beweislast gelten. Nicht die Beschäf- 
tigte soll Benachteiligung nachweisen 
müssen, sondern der Arbeitgeber das 
Gegenteil. Gelingt ihm dies nicht, ist von 
einer Diskriminierung auszugehen. 

Die derzeitige Regelung schreibt demge- 
genüber vor, daß die Arbeitnehmerin die 
Tatsachen für ihre Diskriminierung 
glaubhaft machen muß. Dies brachte in 
vielen Fällen unüberwindliche Beweis- 
schwierigkeiten, da es um den Nachweis 
von Tatsachen ging, die ausschließlich im 
Kenntnis- und Einflußbereich des Arbeit- 
gebers lagen. 

Ingrid Sehrbrock, stellvertretende Bun- 
desvorsitzende der Christlich-Demokrati- 
schen Arbeitnehmerschaft: Die CDU- 
Sozialausschüsse begrüßen, daß sich die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion für diese 
Änderung durch Regierungsentwurf aus- 
gesprochen hat und fordern die FDP auf, 
ihre bisherige Blockade bei dieser wichti- 
gen rechtlichen Verbesserung für Frauen 
endlich aufzugeben. 

Für eine 
familienfreundliche 
Arbeitswelt 
Nach einem Gespräch des Arbeitskrei- 
ses „Familienfreundliche Arbeitswelt» 
in dem Mitglieder der Frauen-Union 
der CDU und des Wirtschaftsrates der 
CDU e. V. mitwirken, erklärten die 
stellvertretende Vorsitzende der 
Frauen-Union, Roswitha VerhülsdonK» 
und das Präsidiumsmitglied des Wirt* 
schaftsrates der CDU e.V., Dr. Alex- 
ander Warrikoff: 

Immer mehr Wirtschaftsunternehmen 
erkennen die Notwendigkeit, mehr 
Frauen für Führungspositionen zu gewi» 
nen und zu halten. Im Wettbewerb urn 
den knapper werdenden hochqualifiz,er' 
ten Führungsnachwuchs gewinnt die Se*1 

sibilität für die Situation der Mitarbeite- 
rinnen und Mitarbeiter als Mütter und 
Väter für die Personalplanung der Unte»' 
nehmen zunehmend an Bedeutung. DaS 

ist der Hintergrund für Betriebsvereinb3' 
rungen, die es Frauen und Männern 
ermöglichen sollen, Beruf und Familie z 
vereinbaren, ohne auf eine betriebliche 
Karriere verzichten zu müssen. 
Besonders beeindruckt war der Arbeits- 
kreis von einer Betriebsvereinbarung de 
Deutschen Bank, die seit April dieses 
Jahres in Kraft ist und deren Wirkunge11 

erläutert wurden. Das Programm »Part". 
nerschaft" sieht den Ausbau von Teilzel 

arbeitsplätzen, die Verlängerung des 
Erziehungsurlaubs um ein halbes Jahr 
nach dem gesetzlichen ErziehungsurlaU 
Programme für wiedereingestellte Mita 

beiterinnen und Mitarbeiter, Angebote 
zum Kontakthalten zum Beruf während 
der Familienpause sowie die Anrechnu 
des Erziehungsurlaubs auf die betriebli- 
che Alterssicherung vor. 
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Für eine Pflegeversicherung 
unter dem Dach der Krankenkasse 
^ur Diskussion um die Einführung 
einer eigenständigen Versicherung bei 
Pflegebedürftigkeit erklärt der stell- 
vertretende Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Otto Zink: 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
Unterstützt Bundesarbeitsminister Nor- 
bert Blüm bei dessen Bemühungen um 
e*ne Lösung der Pflegeproblematik. Das 
Thema Pflege ist die große sozialpoliti- 
sche Aufgabe und Herausforderung der 
kommenden Legislaturperiode. Norbert 
°lüm hat mit der Gesundheitsreform 
Richtige Hilfen für die Schwerpflegebe- 
dürftigen durchgesetzt. Das war ein erster 
großer Schritt, dem in der kommenden 
Legislaturperiode weitere folgen müssen. 

*ch unterstütze nachdrücklich Blüms For- 
derungen nach einer Pflegeversicherung 
!*nter dem Dach der Krankenkasse. Dar- 
ker hinaus müßten die Länder und der 
°und ihren Beitrag zu einer besseren 
Absicherung der Pflege leisten. 

V*'t seinem Vorschlag zur Absicherung 
°fs Pflegerisikos hat Blüm ein konsensfä- 
hjges Modell vorgetragen. Ich fordere 
alle Beteiligten auf, dieses Modell kon- 

struktiv zu diskutieren. Maßstab kann 
nur sein, wie den Betroffenen am wirk- 
samsten geholfen werden kann. 
Die Kritik von Rudolf Dreßler an Nor- 
bert Blüm weise ich entschieden zurück. 
In Sachen Pflege sollte sich die SPD mit 
vollmundigen Erklärungen und Ankündi- 
gungen zurückhalten. Als mit der 
Gesundheitsreform über neue Leistungen 
für Schwerpflegebedürftige entschieden 
wurde, hat sich die SPD mit ihrem Nein 
zum parlamentarischen Anwalt von Ärz- 
ten, Zahnärzten und Pharmaindustrie 
gemacht und so die Schwerpflegebedürf- 
tigen schmählich im Stich gelassen. Im 
übrigen ist es der SPD in den 13 Jahren 
ihrer Regierungsverantwortung — auch 
Rudolf Dreßler in der Zeit seiner Tätig- 
keit als parlamentarischer Staatssekretär 
im Bundesarbeitsministerium — nicht 
gelungen, zur Lösung der Pflegeproble- 
matik auch nur einen einzigen Schritt 
nach vorne zu tun. 
Ich fordere die SPD auf, in den Ländern 
und Kommunen, in denen sie die politi- 
sche Verantwortung trägt, dafür zu sor- 
gen, daß die ab 1. Januar 1991 gewährten 
zusätzlichen Leistungen auch tatsächlich 
den Hilfebedürftigen zugute kommen.   • 

Sozialeinrichtungen werden unterstützt 
per wegen finanzieller Unsicherheiten 
,n den neuen Bundesländern drohen- 
den Gefahr pauschaler Kündigungen 
von Mitarbeitern in Kindergärten und 
anderen sozialen Einrichtungen will 
das Bundesfamilienministerium entge- 

genwirken. Deshalb müsse auch nach 
dem 31. Dezember 1990 keine Einrich- 
tung geschlossen oder eingeschränkt 
werden, betonte der Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundesfamilienmini- 
ster, Anton Pfeifer. 
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Kindergeld in den 
neuen Bundesländern 
Nach dem Einigungsvertrag gilt das 
Bundeskindergeldgesetz vom 1. Januar 
1991 an auch im Gebiet der neuen 
Bundesländer. Dort werden die Eltern 
von etwa vier Millionen Kindern kin- 
dergeldberechtigt sein und zunächst 
insgesamt jährlich etwa fünf bis sechs 
Mrd. DM Kindergeld erhalten. 
Zuständig für die Durchführung des 
Gesetzes sind wie im sonstigen Bun- 
desgebiet auch dort 

• für Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes deren Arbeitgeber, 

• für alle anderen Berechtigten die Kin- 
dergeldkassen bei den Arbeitsämtern. 

Die Bundesanstalt für Arbeit — Kinder- 
geldkasse — wird allen im Gebiet der frü- 
heren DDR wohnenden Eltern von min- 
derjährigen Kindern Antragsunterlagen 
mit einem ausführlichen Merkblatt zusen- 
den. Den Eltern wird so auf einfache 
Weise ermöglicht, sich über ihre Ansprü- 
che zu informieren und den in jedem Fall 
erforderlichen Kindergeldantrag zu stel- 
len. 
Der Versand der Antragsunterlagen 
erfolgt entsprechend der alphabetischen 
Reihenfolge der Familiennamen. Er 
beginnt Mitte Oktober und wird bis Ende 
November 1990 dauern. 

15 Prozent höhere 
Sozialrenten 
Die Sozialrenten in den neuen Bundes' 
ländern werden zum 1. Januar 1991 
um 15 Prozent erhöht. Die Erhöhung 
gilt für die Renten aus der Pflichtver- 
sicherung und aus der freiwilligen 
Zusatzrentenversicherung sowie für 
Unfall- und für Kriegsopferrenten. 

Diese Rentenerhöhung ergibt sich aus der 
guten Entwicklung der beitragspflichti- 
gen Löhne und Gehälter im beigetretene*1 

Gebiet. Sie ist auch finanziell abgesichert' 
weil die Beitragseingänge entsprechend 
steigen und weil abzusehen ist, daß auch 
das in der Vergangenheit schleppende 
Verfahren der Abführung der Beiträge 
zunehmend in Ordnung gebracht wird. 
Horst Günther, sozialpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: D«e 

Koalition von CDU/CSU und FDP 
beweist einmal mehr die Solidität ihrer 
Rentenpolitik. Die SPD verbreitet Hor- 
rorgerüchte über angeblich riesige 
Finanzlücken in der Sozialversicherung 
und stellt gleichzeitig Schau-Anträge, *"e 

den der lOprozentigen Rentenerhöhung 
zum 1. Dezember 1990. Sie bewegt sich 
aber offenbar stets auf ganz unsicheren 
finanziellen Annahmen. Die SPD verun- 
sichert die Menschen mit ihren Wechsel' 
bädern. Die Koalition setzt demgegen- 
über positive und verläßliche Eckpfeiler 

Geringere Steuerbelastung für Familien 
Zu Beginn der neuen Legislaturpe- 
riode wird es nach den Worten von 
Bundesfinanzminister Waigel eine 
deutliche steuerliche Entlastung für 
Familien geben. Schon im nächsten 
Jahr würden etwa 35 Millionen Lohn- 
und Einkommensteuerzahler wegen 

der Anhebung des Grundfreibetrags 
der Familienbesteuerung mit niedrige- 
ren Steuerlasten rechnen können. Die 
Gesamtentlastung werde fünf bis 
sechs Milliarden Mark betragen. Der 
Freibetrag werden von derzeit 5616 
Mark auf etwa 8000 Mark erhöht. 
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Sübventionsabbau darf nicht 
*u Lasten der Bauern gehen 
buft11 ^us8*e'c*1 von Einkommensein- 

u«en der Landwirte beim Abbau von 
ggrarsubventionen erklärte der CDU- 
,k njJestagsabgeordnete und Mitglied 
B S Pri|ährungsausschusses, Richard 

le Bundesregierung hat ein klares Zei- 
*en für die weiteren GATT-Verhandlun- 

di ^e.setzt: Die Einkommenseinbußen, 
e     

eim Abbau von Agrarsubventionen 
j. stehen, müssen ausgeglichen werden. 
£*2ü muß die EG-Kommission konkrete 
^ Sagen vorlegen. Das ist eine gute 
^ chricht für die deutschen Landwirte. 
t  nn ein Subventionsabbau darf nicht zu 

sten der Bauern gehen. 

berschüsse weiter abbauen 
geJ.ch damit sind nicht alle Probleme 
re   

st- Um die Agrarmärkte zu stabilisie- 
i^' müssen die Überschüsse, vor allem 
den     re'debereich, weiter abgebaut wer- 

N°Chil 
en

 Maßnahmen zum Abbau der 
ae      

lrnmer werden die mengenbegren- 
^G A° ^aßnanmen zum Abbau der 
S(a    8rarüberschüsse von den Mitglied- 
se.  

en a°er nur ungleichgewichtig umge- 
pjä ,Von den ca. 620.000 ha stillgelegter 

225 on in der EG entfa,len al,ein rund 

deü 
00 fta auf das ehemalige bundes- 

deut
Sche Gebiet. Damit haben die west- 

Get S^hen Bauern fast 5 Prozent ihrer 
Senoeidefläche aus der Produktion 
läncj minen. Auch für die neuen Bundes- 
20 prr lst scrion die Stillegung von knapp 
atlbanent der Getreide" und K-artoffe1" 
detl 

u"äche in Angriff genommen wor- 
sat2   n Frankreich beträgt der Prozent- 
fedioi^ °'6 Prozent, in Großbritannien 

lg,,ch 2,9 Prozent. 

Die deutschen Landwirte sind damit Vor- 
reiter bei der Flächenstillegung, während 
ihre Berufskollegen in den anderen EG- 
Mitgliedstaaten einfach weiterproduzie- 
ren. Diese einseitige Stillegungspraxis ist 
den deutschen Landwirten nicht länger 
zuzumuten. 

Die Bundesregierung wird sich daher ver- 
stärkt dafür einsetzen, daß Landwirte, die 
sich an Flächenstillegung und Extensivie- 
rung beteiligen, von der Mitverantwor- 
tungsabgabe für Getreide befreit und 
dadurch stärker finanziell entlastet wer- 
den. 

Die Bundesregierung hat schon wieder- 
holt die konsequente Umsetzung der 
marktentlastenden Maßnahmen bei der 
EG-Kommission angemahnt. Denn eins 
ist klar: Eine spürbare Entlastung auf den 
Getreidemärkten und bessere Erzeuger- 
preise wird es erst dann geben, wenn alle 
EG-Länder die mengenbegrenzenden 
Maßnahmen konsequent und gleichwer- 
tig umsetzen. 

Verursacherprinzip stärken 
Sollten auch in Zukunft die vielfältigen 
Appelle der Bundesregierung erfolglos 
bleiben, muß das Verursacherprinzip stär- 
ker zur Geltung kommen. Wer von den 
Mitgliedstaaten seinen Verpflichtungen 
nicht nachkommt und nicht genügend 
zum Überschußabbau beiträgt, muß zur 
Kasse gebeten werden und die finanziel- 
len Konsequenzen tragen. Auf dem 
Milchsektor konnte ein Zusammenbruch 
des Marktes auch nur deshalb verhindert 
werden, weil die Mitgliedstaaten durch 
nationale Quotenzuteilung zur Verant- 
wortung gezogen wurden. • 
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Weniger Flüge, leisere Flugzeuge 
— Zivile Fluglärmbekämpfung muß jetzt verstärkt werden 
Zur Vorstellung des Beschlusses 
„Maßnahmen zur Verringerung der 
Lärmbeeinträchtigung durch Luftfahr- 
zeuge" des Bundesfachausschusses 
„Umweltpolitik" erklärte der Vorsit- 
zende, Kurt-Dieter Grill: 

Jeder zweite Bundesbürger klagt nach 
Untersuchungen des Frankfurter Batelle- 
Institutes über Belästigungen durch Flug- 
lärm. Zwar wurden bereits Verbesserun- 
gen erreicht: Das Verbot der Tiefflüge 
unter 300 m durch die Regierung Helmut 
Kohl bedeutet weniger Lärmbelastung 
für alle Bürger in Tieffluggebicien. 

Immer noch zuviel Lärm 

Das allein reicht jedoch nicht aus. Nach 
wie vor geht von der zivilen Luftfahrt 
zuviel Lärm aus. Zwar werden inzwi- 
schen zunehmend Maschinen mit leiseren 
Triebwerken eingesetzt; dieser positive 
Effekt wird aber durch die höhere Anzahl 
von Flügen wieder zunichte gemacht. Der 
Frankfurter Flughafen meldete z. B. 1989 
mit über 325.000 Flugbewegungen einen 
neuen Rekord. 

Wir brauchen daher: weniger Flüge, lei- 
sere Flugzeuge und einen besseren Flug- 
lärmschutz. 
• In erster Linie fordert die CDU eine 
vermehrte Ersetzung der Kurzstrecken- 
flüge (z. B. unter 400 km Streckenlänge) 
durch attraktive Alternativangebote in 
Form von umweltgerechteren, spurge- 
führten Verkehrsmitteln wie beispiels- 
weise IC, ICE und Transrapid. 

Die Konstruktion leiserer Flugzeuge ist 
gleichfalls eine wirksame Maßnahme zur 
Fluglärmbekämpfung: 

• Die CDU fordert die Herabsetzung def 

Zulassungsgrenzwerte für Lärmemissi0' 
nen von Flugzeugen durch eine Verscha 
fung der internationalen Vereinbarung6 ' 
Heute sind zwar für alle zehn zivilen ufl 
35 militärischen Flugplätze, die unter oe 

Geltungsbereich des Fluglärmgesetzes 
fallen, Lärmschutzbereiche festgesetzt- 
Nach geltendem Recht bestehen Entsc«1 

digungsansprüche für bauliche Schall' 
Schutzmaßnahmen an Wohnungen 
jedoch nur dann, wenn die Grundstück 
in der besonders eng um den Flugplatz 

gezogenen „Schutzzone 1" liegen. 
• Da aber auch innerhalb der „Schutz^ 
nen 2" noch eine erhebliche Lärmbeläs 
gung auftritt, fordert die CDU auch d° 
— entsprechend den haushaltsmäßig^ 
Möglichkeiten — eine abgestufte Erst» 
tung der Aufwendungen für nachträg» 
ehe, bauliche Schallschutzmaßnahme11 

zumindest an Wohngebäuden. 

Der vollständige Wortlaut 
des Beschlusses „Maßnah- 
men zur Verringerung der 
Lärmbelästigung durch Lu*1' 
fahrzeuge" kann in der Bufl' 
desgeschäftsstelle bezogen 
werden. 
Telefon (0228) 544531.      . 

Der Kampf gegen den von der zivilen 
Luftfahrt ausgehenden Fluglärm mu» 
fortgesetzt werden. Maßnahmen zur 
Flugverkehrsvermeidung und Maß*13 J, 
men an der Lärmquelle „Luftfahrzeug 
müssen dabei Vorrang haben vorltn . 
sionsmindernden Schallschutzmaßn3   ^ 
men. 
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£ür den Bundestags- 
Wahlkampf '90 

Pur Ihren 
Informationsstand 

Canvassing-Stand 
^stell-Nr.: 0994 
^ndestabnahme: 1 Stück 
^reis pro Verpackungseinheit: 182,- DM 

Sonnenschirm (ohne Fuß) 
Neil-Nr.: 0458 
^"idestabnahme: 1 Stück 

re»s pro Verpackungseinheit: 75,— DM 

Fuß für Sonnenschirm 
^eil-Nr.: 0459 
p lndestabnahme: 1 Stück 
re»s pro Verpackungseinheit: 12,80 DM 

* Aufkleber: „CDU" für 
^anvassing-Stand, 78 x 42 cm 
^estell-Nr.:0546 
pj^destabnahme: 10 Stück 

eis pro Verpackungseinheit: 37,— DM 

^apiertragetasche: „CDU" 
J;eslell-Nr.:9056 
pr

,ndestabnahme: 250 Stück 
eis Pro Verpackungseinheit: 29,— DM 

Pur Ihre 
J^ranstaltungen 

c&U-Fahne (2 x 3 m) 
S«-Nr.:0414 
p^aestabnahme: 1 Stück 

,s Pro Verpackungseinheit: 62,— DM 

• Ordner-Armbinden, weiß, 
mit Aufdruck „Ordner" 
Bestell-Nr.: 0301 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 32,— DM 

• PVC-Hinweisschild, 
18 x 38 cm 
Bestell-Nr.: 0542 
Mindestabnahme: 10 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 20,— DM 

• Informationsmappen 
Bestell-Nr.: 0398 
Mindestabnahme: 100 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 35,— DM 

• Tischdeckenfolie mit CDU- 
Aufdruck, 50 m x 90 cm 
Bestell-Nr.: 9059 
Mindestabnahme: 1 Rolle 
Preis pro Verpackungseinheit: 30,— DM 

• Getränkebecher 
Bestell-Nr.: 9922 
Mindestabnahme: 100 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 13,— DM 

• Bierdeckel 
Bestell-Nr.: 9292 
Mindestabnahme: 600 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 21,— DM 

• Tischständer 
mit CDU-Fähnchen 
Bestell-Nr.: 9355 
Mindestabnahme: 1 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 12,50 DM' 

• Rahmenflugblatt DIN A4: 
„CDU" 
Bestell-Nr.: 1885 
Mindestabnahme: 1000 Exemplare 
Preis pro Verpackungseinheit: 36,— DM 
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Rahmenplakat DIN AO: 
„CDU - Die Zukunft" 
Bestell-Nr.: 8000 
Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Verpackungseinheit: 46,— DM 

• Rahmenplakat DIN Al: 
„CDU" 
Bestell-Nr.: 8001 
Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Verpackungseinheit: 26,— DM 

Aufkleber 

• „Wir sind ein Volk - CDU" 
Bestell-Nr.: 9210 
Mindestabnahme: 200 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 20,— DM 

• Erkennungszeichen 
(Postkarte) 
Bestell-Nr.: 9528 
Mindestabnahme: 100 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 12,— DM 

• „Touch the future", 
Die Jungen in der Union 
Bestell-Nr.: 9339 
Mindestabnahme: 100 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 12,— DM 

& Frauen-Union 
Bestell-Nr.: 9081 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 15,— DM 

• „Ohne Frauen 
ist kein Staat zu machen" 
Bestell-Nr.: 9249 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 15,— DM 

$ „Kleine Hände" 
Bestell-Nr.: 9294 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 15,-— DM 

# Senioren-Union 
Bestell-Nr.: 9080 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 15,— DM 

Neu im Angebot: 

„Einigungsvertrag von A-Z" 

Bestell-Nr- 
5349 
Verpackung5' 
einheit: 
50 Expl. 
Preis je 
Einheit: 
18,- DM 

• „Fakten, die für sich spreche11 

PAKTEN 
IE FÜR SICH SPRECHEN 

CDU 

Bestell-Nr- 
5316 
Verpackung5 

einheit: 
50 Expl. 
Preis je 
Einheit: 
18- DM 
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entbehrlich: Canvassing-Stand (Bestell-Nr.: 0994) 
OUCH 

THE«B 
URE! T 

CDU 
IUBMJMB 

^Stellungen an: 

[S-Versandzentrum 
Postfach 1328 
4804 Versmold 

Die CDU-Fahne: (Bestell-Nr.: 0414) 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

lllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll 

Damit unsere guten 
Argumente auch gut 
zur Wirkung kommen 

In einem sog. „Display"-Koffer gut 
untergebracht, bieten wir Ihnen für 
die Präsentation vor allem unserer 
Faltblätter ein „Regal" an, das sich 
mit Leichtigkeit überall aufbauen 
läßt. 
Sie können es über die 
CDU-Bundesgeschäftsstelle bestellen: 

Tel.:(0228)544384 
Fax:(0228)544372 
Preis: 96,40 DM 
plus Porto und MwSt. 
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